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VOM 17. JANAUR 1974<appnote>1</appnote>

Herr Präsident,

meine Herren Richter!

1. Die vom Finanzgericht Hamburg ge­
mäß Artikel 177 EWG-Vertrag vorgeleg­
ten Auslegungsfragen betreffen einen
Fall, den die Gemeinschaftsvorschriften,
die zu dem für das Ausgangsverfahren
maßgeblichen Zeitpunkt galten, nicht
ausdrücklich regelten, und für den sich
auch der Zielsetzung des anwendbaren
Systems nicht ohne weiteres eine eindeu­
tige Regel entnehmen läßt.
Diese Ziele können ausschlaggebend da­
für sein, die eine oder andere abstrakt
vorstellbare Lösung auszuschließen, rei­
chen aber für sich allein nicht aus, um
einer von ihnen als der einzig gültigen
den Vorzug zu geben.
Eine eindeutige Wahl läßt sich nur tref­
fen, wenn im Rahmen dieser Zielbestim­
mungen auch praktische Erwägungen
entscheidend zum Zuge kommen. Damit

fließt in die Auslegung der anzuwenden­
den Vorschriften notwendigerweise ein
Element ein, das kennzeichnend für die
gesetzgebende Tätigkeit ist, dem der ge­
setzesanwendende Richter entscheiden­

des Gewicht beizulegen daher in der Re­
gel vermeidet. Wir werden jedoch sehen,
daß wir es hier mit einem der Fälle zu

tun haben, in denen es nicht möglich ist,
sich Zweckerfordernissen zu verschlie­

ßen, ohne daß einer realitätsbezogenen
Erörterung der Boden entzogen wird.

Die Kommission war sich wohl der
schwerwiegenden Folgen der vorhande­
nen Lücke bewußt, denn immerhin hielt
sie es für erforderlich, durch den Erlaß
der Verordnung Nr. 700 vom 12. März
1973 (ABl. L 67, S. 12) — also nach den
Ereignissen, die diesem Vorabentschei­
dungsersuchen zugrunde liegen — eine
Regelung zu treffen, die gerade für den
Fall gilt, der den Ausgangspunkt für die
nunmehr erforderliche Auslegung der

1 — Aus dem Italienischen übersetzt.
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Verordnung Nr. 1009/67/EWG des Ra­
tes, der Grundnorm über die gemeinsa
me Marktorganisation für Zucker, und
der dazu ergangenen Durchführungsver­
ordnung (EWG) Nr. 142/69 der Kom­
mission bildet.

2. Um Produktionsüberschüsse auf dem

Zuckersektor zu vermeiden, bestimmt
Artikel 23 der Verordnung Nr. 1009/67
für eine Übergangszeit bis zum 1. Juli
1975, daß die Mitgliedstaaten entweder
für jede auf ihrem Hoheitsgebiet zucker­
erzeugende Fabrik oder für jedes auf ih­
rem Hoheitsgebiet zuckererzeugende
Unternehmen entsprechend den von ihm
aufgestellten Kriterien eine Grundquote
festsetzen.

Ferner haben die Mitgliedstaaten nach
Artikel 24 für die Fabriken oder für die

Unternehmen, für die sie eine Grundquo­
te festgesetzt haben, je eine Höchstquote
festzusetzen, die durch Multiplikation
der Grundquote mit einem Koeffizienten
bestimmt wird. Für die über die Grund­

quote hinaus bis zur Höchstquote von
jeder Firma erzeugte und für jedes Zuk­
kerwirtschaftsjahr ermittelte Zuckermen­
ge gilt die gemeinsame Absatzgarantie,
doch erheben die Mitgliedstaaten für sie
gemäß Artikel 27 der Verordnung eine
Produktionsabgabe. Auf diese Weise
müssen die Erzeuger, die die ihnen zuge­
wiesene Grundquote überschreiten, die
Absatzgarantie der Gemeinschaft mittra­
gen. Die über die Höchstquote des Un­
ternehmens hinaus erzeugte Zuckermen­
ge darf indessen nicht auf dem Binnen­
markt abgesetzt werden.

Die Überschüsse dürfen nur innerhalb
der durch Artikel 32 der besagten Ver­
ordnung eng gesteckten Grenzen auf die
Erzeugung des folgenden Zuckerwirt­
schaftsjahres übertragen werden.

Die zur Anwendung der Quotenregelung
und insbesondere der Bestimmung des
Artikels 27 der Verordnung Nr. 1009/67
notwendigen Durchführungsbestimmun­
gen wurden von der Kommission in der
erwähnten Verordnung Nr. 142/69 ge­
troffen. In Artikel 3 Absatz 1 dieser Ver­
ordnung heißt es: „Unter Zuckererzeu-

gung einer Fabrik oder eines Unterneh­
mens im Sinne der Artikel 25, 27 und 32
der Verordnung Nr. 1009/67/EWG ist
die Zuckermenge zu verstehen, die von
dieser Fabrik oder, je nach Fall, von der
Fabrik oder den Fabriken dieses Unter­

nehmens wirklich hergestellt worden
ist."

Die in den folgenden Absätzen dieses Ar­
tikels enthaltenen Normen dienen der

Klarstellung, wie den einzelnen Unter­
nehmen oder Fabriken die erzeugten
Zuckermengen zuzuteilen sind, damit die
mit dem Quotensystem verfolgten Ziele
auch tatsächlich erreicht werden.

3. Die erste Frage des Finanzgerichts
Hamburg lautet:
„Sind bei der Anwendung des Artikels
27 Absatz 1 der Verordnung Nr.
1009/67 des Rates der EWG vom 18.
Dezember 1967 (ABl. Nr. 308/1967, S. 1)
und des Artikels 3 Abs. 1 der Verord­
nung Nr. 142/69 der Kommission der
EWG vom 25. Januar 1969 (ABl. L 20, S.
1) auch Mehrmengen zu berücksichtigen,
die sich bei einer körperlichen Bestands­
aufnahme nach dem Inkrafttreten der
Produktionsabgaberegelung ergeben ha­
ben, die jedoch bereits vor dem 1. Juli
1968 entstanden sind?"

Artikel 2 der erwähnten Verordnung Nr.
142/69 betraut die Mitgliedstaaten mit
der Aufgabe, alljährlich an einem be­
stimmten Tage für jede auf ihrem Ho­
heitsgebiet gelegene Fabrik oder Unter­
nehmung die endgültige zum Zeitpunkt
des 30. Juni verwirklichte Zuckererzeu­
gung des vorhergehenden Zuckerwirt­
schaftsjahres festzustellen. Auf dieser
Grundlage werden die Uberschußmengen
ermittelt, auf welche die in Artikel 27
der Verordnung Nr. 1009/67 vorgesehe­
ne Abgabe erhoben wird.
Artikel 46 Abs. 2 zufolge wird ein Groß­
teil der Bestimmungen dieser Verord­
nung einschließlich Artikel 27 ab 1. Juli
1968 angewandt.
Der deutsche Richter stellt also die Fra­

ge, ob die mit der Durchführung der ge­
nannten Gemeinschaftsnormen beauf­
tragten nationalen Behörden bei der An-
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wendung des Artikels 27 und der dort
vorgesehenen Abgabe Mehrmengen be­
rücksichtigen dürfen, die zu einem frühe­
ren Zeitpunkt als dem 1. Juli 1968 ent­
standen sind.

Für den Fall, daß die erste Frage bejaht
wird, stellt der Richter die folgende
zweite Frage:

„Waren vor dem 1. Juli 1968 entstande­
ne Mehrmengen gegebenenfalls im Zuk­
kerwirtschaftsjahr 1968/69 oder in dem
Jahr, in dem die Bestandsaufnahme statt­
gefunden hat, produktionsabgabepflich­
tig?"

4. Die Kommission hat im Laufe des
Verfahrens erklärt, eine nachträgliche
Zuordnung von Mehrmengen zum Wirt­
schaftsjahr ihrer tatsächlichen Herstellung
würde außerordentliche verwaltungsmä­
ßige Schwierigkeiten mit sich bringen.
Denn die Gesamtzuckererzeugung in der
Gemeinschaft in einem bestimmten Wirt­

schaftsjahr sei, wie Artikel 27 Absatz 2
der Verordnung Nr. 1009/67 in Verbin­
dung mit Artikel 6 der Verordnung Nr.
142/69 entnommen werden könne, eines
der Elemente, mit deren Hilfe der Antrag
der Produktionsabgabe für dieses Wirt­
schaftsjahr berechnet werde. Werde die
endgültige Feststellung der Zuckererzeu­
gung für ein bestimmtes Unternehmen
im abgelaufenen Zuckerwirtschaftsjahr,
wie Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung
Nr. 142/69 sie vorsehe, nachträglich
auch nur geringfügig berichtigt, müsse
zwangsläufig auch die Gesamterzeugung
der Gemeinschaft und die Berechnung
der von den zuckererzeugenden Unter­
nehmen der Gemeinschaft zu zahlenden
Produktionsabgabe ganz generell berich­
tigt werden. Zeitverlust, Verwaltungsar­
beit und Kostenaufwand für eine derarti­
ge Neuberechnung stünden außer Ver­
hältnis zu der Bedeutung der Berichti­
gung.

Die Kommission weist auch auf die
Schwierigkeiten hin, die sich aus einer
anderweitigen Festsetzung der Erzeu­
gungsmengen eines bestimmten Wirt­
schaftsjahres im Hinblick auf die An­
wendung des Artikels 32 Absatz 1 der

Verordnung Nr. 1009/67 ergeben könn­
ten; dadurch werde die einheitliche An­
wendung der Abgabenregelung gefähr­
det, weil für die Kriterien zur Feststel­
lung des Herstellungszeitpunktes keine
einheitlichen Grundsätze bestünden.

Vor dem 1. Juli 1968 unterlag der Zuk­
kermarkt der Übergangsregelung der
Verordnung Nr. 44/67 des Rates vom
21. Februar 1967 (ABl. Nr. 40 vom 3.
März 1967, S. 597). Deren Artikel 7 setz­
te für jeden Mitgliedstaat die für das
Wirtschaftsjahr 1967/68 zugelassene Pro­
duktionsmenge fest. Während dieses
Wirtschaftsjahres durfte die überschüssi­
ge Menge nicht in der Gemeinschaft ab­
gesetzt werden. Für den zu Beginn des
Wirtschaftsjahres 1967/68 vorhandenen
Zucker bestimmte Artikel 8 Absatz 2 die
Höchstmenge, die auf dieses Zuckerwirt­
schaftsjahr übertragen werden durfte.
Artikel 8 Absatz 1 wiederum bestimmte
die Höchstmenge, die jeder Mitgliedstaat
auf das Wirtschaftsjahr 1968/69 übertra­
gen durfte. Da spätere Berechnungen er­
gaben, daß der in Deutschland am 1. Juli
1967 tatsächlich vorhandene Bestand die
zugelassene Menge nicht erreichte, wur­
de die für das Wirtschaftsjahr 1967/68
zugelassene Produktionsmenge durch die
Verordnung Nr. 1029/67/EWG der
Kommission vom 21. Dezember 1967
(ABl. Nr. 313 vom 22. Dezember 1967)
entsprechend erhöht. Dadurch ergab sich
die „berichtigte" Produktionsmenge, von
der Artikel 33 der Verordnung Nr.
1009/67 ausgeht. Nach dieser Vorschrift
wird die Produktion, die diese berichtigte
Menge überschreitet, abzüglich der Zuk­
kermengen, die ohne Erstattung nach
Drittländern ausgeführt worden sind,
von den Mitgliedstaaten als Übertra­
gungsmenge auf die Fabriken oder Un­
ternehmen verteilt. Gemäß Artikel 33
Absatz 2 gelten diese Mengen als unter
die Grundquote des Zuckerwirtschafts­
jahres 1968/69 fallende Produktion.

5. Unter Berücksichtigung dieser Be­
richtigung setzte die Kommission durch
Verordnung Nr. 1789/68 vom 8. No­
vember 1968 (ABl. L 273) die Summe
der auf das Zuckerwirtschaftsjahr
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1968/69 zu übertragenden Mengen fest.
Durch diese Verordnung wurde einer der
Faktoren bestimmt, auf den es später bei
der Berechnung der Produktionsabgabe
für das Wirtschaftsjahr 1968/69 ankam.
Wäre bereits in den vorangegangenen
Wirtschaftsjahren in Deutschland eine
höhere Zuckererzeugung festgestellt
worden, dann hätte sich, wie die Kom­
mission ausführt, für dieses Land eine
höhere Uberschußmenge ergeben, mit
der Folge, daß die im Wirtschaftsjahr
1966/67 erzeugten Mehrmengen sich auf
die Höhe der Berichtigung der Produk­
tionsmenge für 1967/68 und die im Wirt­
schaftsjahr 1967/68 erzeugten sich direkt
auf die Überschußmenge im Sinne des
Artikels 33 Absatz 1 der Verordnung Nr.
1009/67 ausgewirkt hätten.

Insbesondere wäre die Berichtigung der
Deutschland zugeteilten Grundquote ge­
mäß Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung
Nr. 44/67 anders ausgefallen, denn wä­
ren größere tatsächliche Bestände festge­
stellt worden, dann wäre es zu einer ge­
ringeren Erhöhung der Produktionsmen­
ge gekommen, die in Artikel 7 der Ver­
ordnung mit Rücksicht darauf festgesetzt
worden war, daß der am 1. Juli 1967 tat­
sächlich vorhandene Bestand hinter der
in Artikel 8 Absatz 1 festgesetzten Über­
tragungsmenge zurückblieb.

Die berichtigte und für Deutschland ge­
mäß Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung
Nr. 44/67 festgelegte Grundquote wurde
im Rahmen der damals noch geltenden
nationalen Zuckermarktordnung auf die
einzelnen Erzeuger aufgeteilt. Die auf das
Wirtschaftsjahr 1968/69 anzurechnende
Übertragungsmenge ergab sich für jeden
Erzeuger aus der Differenz zwischen der
Erzeugung und der Grundmenge für
1967/68.

6. Deshalb hatte, was das einzelne Un­
ternehmen anbetrifft, die unvollständige
Feststellung des Produktionsumfanges
unmittelbaren Einfluß auf die Höhe der

Überschreitung der Grundquote und da­
mit unter Umständen auch auf die Höhe

der nach Inkrafttreten der Verordnung
Nr. 1009/67 für die über die Grundquote

hinaus erzeugte Mehrmenge zu entrich­
tende Produktionsabgabe.
Wenn man sich, statt allgemein die von
erzeugten aber, nicht festgestellten Men­
gen zu erwartenden Auswirkungen auf
die Grundquote des betreffenden Mit­
gliedstaats und den möglichen Einfluß
auf die von den Unternehmen zu entrich­

tende Produktionsabgabe zu betrachten,
retrospektiv der konkreten Lage des ein­
zelnen Unternehmens zuwendet, bei dem
nachträgliche Überschüsse festgestellt
werden, dann kann sich die Situation er­
geben, daß die betreffende Mehrmenge,
wäre sie schon im Jahre ihrer Erzeugung
festgestellt worden, weder unmittelbar
noch mittelbar einer Produktionsabgabe
unterlegen hätte, während die Berück­
sichtigung dieser Menge im Jahr ihrer
Feststellung die aufgrund des Artikels 27
bereits bestehende Abgabenbelastung
noch vergrößert. Abgesehen davon aber,
daß auch der umgekehrte Fall eintreten
kann, ist wegen der sonst unvermeidli­
chen verwaltungsmäßigen Schwierigkei­
ten, denen hier, wie wir sahen, deshalb
so großes Gewicht zukommt, weil sie die
Zweckbestimmung des Systems und des­
sen allgemeinen Grundsätzen und Erfor­
dernissen gerecht werdende Anwendung
in Frage stellen, eine am Gesamtinteresse
orientierte Lösung geboten, auch wenn
diese die Erwartungen einzelner Unter­
nehmen enttäuscht und ihren Sonderin­
teressen zuwiderläuft.

An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen,
daß das Problem des Vertrauensschutzes

bei Unternehmen, bei denen aufgrund ei­
ner Bestandsaufnahme an Ort und Stelle

Mehrmengen gegenüber früheren bilanz­
mäßigen Berechnungen festgestellt wer­
den, keine Rolle spielt.
Daß die anhand der Anschreibungen in
dem — nach deutschem Steuerrecht von
jedem Erzeuger zu führenden — Zucker­
steuerbuch errechneten Bestände mit den
bei einer körperlichen Bestandsaufnahme
ermittelten tatsächlichen Beständen unter
Umständen nicht übereinstimmen, be­
ruht nach Darstellung des Vertreters der
deutschen Regierung auf dem in
Deutschland praktizierten besonderen
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System, das auf der Führung des Zucker­
steuerbuches und daneben auf einer Rei­
he von Vermutungen aufgebaut ist, ohne
daß diese Differenz zwischen den ge­
schätzten und den tatsächlich festgestell­
ten Mengen Rückschlüsse auf etwaige
Unregelmäßigkeiten oder mangelnde
Sorgfalt des produzierenden Unterneh­
mens zuläßt. Daraus erklärt es sich, daß
die nach allgemeiner Übung und aus
praktischen Gründen nur hin und wieder
in Zeitabständen von einigen Jahren
durchgeführte Bestandsaufnahme der
Vorräte zuweilen Abweichungen gegen­
über den Schätzungen ergibt.

7. Wie wir gesehen haben, wirkte sich
der Produktionsumfang in jedem Mit­
gliedstaat vor Inkrafttreten der Verord­
nung Nr. 1009/67 gemäß Artikel 33 die­
ser Verordnung bei der Festsetzung der
Produktionsmenge für das Zuckerwirt­
schaftsjahr 1968/69 und somit auch bei
der Erhebung der nach Artikel 27 vorge­
sehenen Abgabe aus. Die seinerzeit er­
zeugten aber nicht festgestellten Mengen
bewirkten nämlich, daß nach Artikel 33
eine geringere Uberschußmenge berück­
sichtigt wurde, als den tatsächlichen Ver­
hältnissen entsprach. Da die während
der Übergangszeit auf einzelstaatlicher
Grundlage festgesetzten Quoten bereits
die durch die Verordnung Nr. 1009/67
aufgestellte ausgefeiltere Regelung vor­
wegnahmen und ihrerseits durch Be­
schränkung der gemeinschaftsinternen
Erzeugung Überschüsse zu vermeiden
trachteten, liegt es eindeutig im Gesamt­
interesse der Gemeinschaft, daß keine
Produktionsmenge, auch wenn sie in
dem Zeitraum vor Inkrafttreten der jetzi­
gen Regelung entstanden ist, bei der An­
wendung der Kriterien für die Berech­
nung und Übertragung der Überschüsse
übergangen wird, denn andernfalls
könnte die in Artikel 27 getroffene Ab­
gabenregelung für die Überschußproduk­
tion der einzelnen Unternehmen unter­
laufen werden.

Die beklagte nationale Verwaltungsbe­
hörde hat vor dem deutschen Richter be­
merkt, die während eines Zuckerwirt­
schaftsjahres erzeugten Mengen be-

stimmten sich allein nach den Eintragun­
gen in das Zuckersteuerbuch, ohne daß
es steuerlich von Bedeutung sei, zu wel­
chem Zeitpunkt etwaige vorher nicht
festgestellte Mehrmengen tatsächlich er­
zeugt worden seien.
Es geht jedoch nicht an, die festgestellten
Mehrmengen auf das eine oder andere
Zuckerwirtschaftsjahr je nach den be­
sonderen Merkmalen des jeweiligen na­
tionalen Steuerfestsetzungssystems aufzu­
teilen; es bedarf vielmehr der Bestim­
mung eines für die ganze Gemeinschaft
gültigen einheitlichen Kriteriums.

Das heute geltende Recht sieht ein sol­
ches Kriterium ausdrücklich vor. In der

eingangs erwähnten Verordnung Nr. 700
vom 12. März 1973 (Art. 2 Abs. 3) be­
stimmte die Kommission: „Werden ge­
genüber der in Absatz 2 genannten Fest­
stellung der endgültigen Erzeugung spä­
ter Unterschiede festgestellt, so werden
diese Unterschiede bei Feststellung der
endgültigen Erzeugung des Zuckerwirt­
schaftsjahres, in dem dieser Unterschied
festgestellt wird, berücksichtigt". Dürfen
wir mangels einer einschlägigen aus­
drücklichen normativen Regelung für die
Zeit vor Erlaß dieser Verordnung gleich­
falls auf ein derartiges Kriterium abstel­
len?

8. Ich bin nicht der Meinung, daß uns
das insoweit von der Kommission vorge­
tragene Argument weiter bringt, im Hin­
blick auf die Wahrung des Grundsatzes
der einheitlichen Anwendung des Ge­
meinschaftsrechts könne die nachträgli­
che Berichtigung der für ein bestimmtes
Wirtschaftsjahr festgestellten endgültigen
Erzeugung Schwierigkeiten bereiten, weil
für die Ermittlung des Herstellungszeit­
punktes keine einheitlichen Kriterien
vorhanden gewesen seien.

Dieses Argument erscheint hier wenig
überzeugend, denn die Hauptursache für
diese mangelnde Einheitlichkeit ist, daß
es an einheitlichen Kriterien für die Fest­
stellung der laufenden Zuckererzeugung
fehlt. Deswegen lassen sich nachträgliche
Berichtigungen auch als Korrektiv der
fehlenden Einheitlichkeit bei der Anwen-
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dung des Gemeinschaftsrechts ansehen,
die auf die Verschiedenartigkeit der in
den einzelnen Staaten angewandten Sy­
steme der Mengenermittlung zurückzu­
führen ist.

Es entspricht sicherlich der Zielsetzung
der Gemeinschaftsregelung, die einer
Überschußproduktion innerhalb der Ge­
meinschaft entgegenwirken will, in die
Unternehmensgrundquote die Zucker­
menge einzubeziehen, über die das be­
treffende Unternehmen während des je­
weiligen Zuckerwirtschaftsjahres tat­
sächlich verfügt, selbst wenn ein Teil der
Menge bereits im Laufe eines vorausge­
gangenen Zuckerwirtschaftsjahres er­
zeugt worden ist, es sei denn, diese Men­
ge ist bereits zu einem früheren Zeit­
punkt berücksichtigt worden.

Es geht nicht an, Mengen, die zu gegebe­
ner Zeit bei der Ermittlung des über die
von der Gemeinschaft festgesetzte Menge
hinaus in dem einzelnen Mitgliedstaat er­
zeugten Überschusses nicht berücksich­
tigt wurden, als nicht vorhanden zu be­
trachten; da jedoch aus den vorgenann­
ten Gründen mit Rücksicht darauf, daß
sämtliche Berechnungen für die vorange­
gangenen Jahre erneut angestellt werden
mußten, eine nachträgliche Berücksichti­
gung praktisch nicht möglich ist, ent­
spricht es dem erklärten Ziel der Ge­
meinschaftsregelung, die Produktion ein­
zuschränken, diese Mengen im Zeit­
punkt ihrer Entdeckung im laufenden
Wirtschaftsjahr zu berücksichtigen.

9. Um jedoch auch für die Vergangen­
heit dem durch die Verordnung Nr. 700
aus dem Jahre 1973 aufgestellten Krite­
rium Geltung zuzuerkennen, obgleich es
in den seinerzeit gültigen Vorschriften
nicht ausdrücklich vorgesehen war, ge­
nügt es nicht, dessen Nützlichkeit, Prak­
tikabilität und Vereinbarkeit mit den all­
gemeinen Zielen der gemeinsamen Zuk­
kermarktordnung zu bejahen. Es bedarf
noch der weiteren Prüfung, ob ihm nicht
Sonderbestimmungen zu Gemeinschafts­
verordnungen entgegenstehen.

Hier ist zu bemerken, daß nach Artikel
32 überschießende Mengen auf das fol-

gende Wirtschaftsjahr übertragen werden
können, doch ist diese Möglichkeit eng
begrenzt, weil lediglich die Übertragung
von Uberschußmengen des unmittelbar
vorausgegangenen und nicht eines ande­
ren Wirtschaftsjahres vorgesehen ist.
Darum fragt sich der deutsche Richter,
ob auch solche Mengen zu berücksichti­
gen sind, die nicht aus dem unmittelbar
vorausgegangenen Wirtschaftsjahr, son­
dern aus früheren Jahren stammen.
Läuft die Berücksichtigung der Über­
schußmenge aus den Wirtschaftsjahren
1966/67 und 1967/68 im Wirtschaftsjahr
1970/71 nicht im Grunde auf eine Erhö­
hung der Menge hinaus, die gemäß Arti­
kel 32 übertragen werden darf? Der
deutsche Richter erblickt ein weiteres

Argument, das seinen Zweifel bestärkt,
in der Übergangsvorschrift des Artikels
33. Um die Übertragung der Mehrmen­
gen des Wirtschaftsjahres 1967/68 auf
das Wirtschaftsjahr 1968/69 zu ermögli­
chen, stelle diese Vorschrift ausdrücklich
eine Art Fiktion auf.

In diesem Zusammenhang ist darauf hin­
zuweisen, daß die bloß begrenzt zugelas­
sene Möglichkeit der Übertragung für
die Unternehmen eine Beschränkung
darstellt, und sicher nicht die Berück­
sichtigung von Mengen aus früheren
Wirtschaftsjahren verhindern soll, die im
Jahr ihrer Erzeugung nicht entdeckt
wurden. Dadurch, daß diese Mengen in
einem folgenden Wirtschaftsjahr berück­
sichtigt werden, gelten sie als Erzeugung
dieses Jahres. Das vorgenannte Kriterium
und jene Bestimmungen der Grundver­
ordnung lassen sich folglich miteinander
durchaus vereinbaren.

Wenn Artikel 3 der Verordnung Nr.
142/69 im Hinblick auf die Anwendung
des Artikels 27 der Verordnung Nr.
1009/67 auf die Zuckermenge abstellt,
die von dem Unternehmen „wirklich
hergestellt" worden ist, so bedeutet dies
nicht unbedingt, daß von der im Laufe
des betreffenden Wirtschaftsjahres wirk­
lich hergestellten Zuckermenge auszuge­
hen ist. Vielmehr verlangt diese Vor­
schrift schlechthin, die von einem jeden
Unternehmen wirklich hergestellten
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Mengen zu berücksichtigen; deshalb sind
in früheren Wirtschaftsjahren erzeugte,
aber noch nicht berücksichtigte Mengen
gegebenenfalls zu einem späteren Zeit­
punkt anzurechnen.

Zwar werden gemäß Artikel 1 Absatz 2
der Verordnung Nr. 142/69 der Kom­
mission in die Berechnung der in Absatz
1 (der den Begriff der Zuckererzeugung
im Sinne des Artikels 27 erläutert) ge­
nannten Menge die aus Rohzucker oder
Sirupen hergestellten Weißzuckermengen
nicht einbezogen, die vor dem Zucker­
wirtschaftsjahr hergestellt worden sind,
während dessen dieser Weißzucker er­
zeugt worden ist; doch bemerkt die
deutsche Regierung zu Recht, Sinn dieser
Vorschrift sei es nur zu vermeiden, daß
Zuckermengen, die bereits als Vorpro­
dukt eines früheren Zuckerwirtschafts­
jahres erfaßt worden seien, nochmals zur
Berechnung der Produktionsabgabe her­
angezogen würden. Diese Vorschrift
schließt somit, von ihrem Zweck her ge­
sehen, nicht aus, daß früher nicht erfaßte
Mengen herangezogen werden.

Außerdem würde es eine bedeutsame

Störquelle für das Funktionieren des Sy­
stems bedeuten und diskriminierende
Wirkungen mit sich bringen, wenn das

Kriterium des Artikels 2 Absatz 3 der

derzeit geltenden Verordnung Nr.
700/73 in dem einen Falle angewandt
würde, nämlich auf die aus früheren
Wirtschaftsjahren stammenden Mehr­
mengen, sofern diese nach dem Inkraft­
treten dieser Verordnung festgestellt
wurden, mit der Folge, daß für sie je
nach dem Produktionsstand des Unter­
nehmens während des laufenden Zucker­

wirtschaftsjahres eine zusätzliche Pro­
duktionsabgabe erhoben werden kann,
in dem anderen Falle dagegen nicht an­
gewandt würde, nämlich auf die vor dem
15. März 1973 festgestellten Mehrmen­
gen, selbst wenn diese aus demselben
Zeitraum herrühren.

Da demnach jenes Kriterium für die zeit­
liche Zuordnung nachträglich festgestell­
ter Produktionsmengen, ohne Sondervor­
schriften der seinerzeit gültigen Verord­
nungen entgegenzustehen, den allgemei­
nen Zielen des Systems, dessen Zwecker­
fordernissen und dem Bedürfnis ent­

spricht, sachlich nicht gerechtfertigte Un­
terschiede in der Behandlung der Unter­
nehmen, die den gemeinsamen Marktre­
gelungen unterliegen, zu vermeiden, läßt
sich folgern, daß es geeignet ist, die in
den untersuchten Normen festgestellte
Lücke auszufüllen.

Ich schlage sonach vor, die Fragen des Finanzgerichts Hamburg wie folgt zu
beantworten:

1. Bei der Anwendung des Artikels 27 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1009/67
des Rates vom 18. Dezember 1967 und des Artikels 3 Absatz 1 der Ver­

ordnung Nr. 142/69 der Kommission vom 25. Januar 1969 sind Mehr­
mengen, die sich bei einer Bestandsaufnahme nach dem Inkrafttreten der
Produktionsabgaberegelung für Zucker ergeben haben, auch dann zu be­
rücksichtigen, wenn sie bereits vor dem 1. Juli 1968 entstanden sind.

2. Diese Mehrmengen sind dem Zuckerwirtschaftsjahr zuzurechnen, in dem sie
festgestellt wurden.
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